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USA mißtrauen Chru schtscho w

Nach der sowjetischen Erklärung über einseitige Abrüstung
Washington (ap). Chruschtschows Neujahrsandeutungen vor 

sowjetischen und ausländischen Gästen im Kreml über die 
Möglichkeit einer einseitigen sowjetischen Abrüstung sind in 
der amerikanischen Bundeshauptstadt mit ziemlicher Reserve 
aufgenommen worden. Obwohl man sich noch kein endgültiges 
Urteil über die Bedeutung des Hinweises des sowjetischen 
Regierungschefs gemacht hat, ist man in amerikanischen 
Regierungskreisen geneigt, sie als propagandistische Vor
bereitung der kommenden Abrüstungsgesprüehe zu werten.

Chruschtschow hat bei einem 
Neujahrsempfang in Moskau zu
nächst auf seinen Totalabrü
stungsplan verwiesen und dann 
die rhetorische Frage gestellt, 
ob die Sowjetunion nicht ihrer
seits ihre Streitkräfte vermin
dern und die „Verteidigung ihrer 
Grenzen Raketen anvertrauen“ 
solle, wenn die „Exponenten des 
kalten Krieges endlose Diskus
sionen“ über die Abrüstung aus- 
lösen sollten.

Amerikanische Regierungsver
treter verwiesen in diesem Zu
sammenhang darauf, daß die 
Sowjets bereits bei mehreren 
Gelegenheiten behauptet haben, 
sie hätten ihre Landstreitkräfte

vermindert. Da die ursprüng
liche Stärke dieser sowjetischen 
Einheiten nicht bekannt sei, so 
wurde erklärt, könnte man 
kaum entscheiden, ob sie auch 
wirklich reduziert worden seien.

Im übrigen lägen Chru
schtschows letzte Andeutungen 
— so hört man in Washington — 
durchaus auf der Linie, auf der 
sich bereits früher der sowje
tische Kurs in Abrüstungsdis
kussionen bewegte: „Zunächst 
ab rüsten, über die Kontrolle ist 
später zu sprechen.“ Demgegen
über haben die Westmächte im
mer wieder auf ihre hervor
ragende Bedeutung einer wirk
samen Kontrolle verwiesen.

I960 — politisches lleisejahr
Chruschtschow und Eisenhower nach Fernost

London / Washington / Moskau 
(dpa/ap/upi). Der sowjetische 
Ministerpräsident Chruschtschow 
wird möglicherweise im Laufe 
des Jahres London einen Be
such abstatten. Dies geht aus 
britischen Zeitungsberichten her
vor, die davon sprechen, daß 
Premierminister Macmillan eine 
Einladung Chruschtschows nach 
Großbritannien erwäge.

Das Jahr 1960 im Zeichen einer 
verstärkten Reisediplomatie der 
Staatsmänner. Chruschtschow 
wird Indonesien im Februar 
einen Besuch abstatten. Dies 
teilte ein Sprecher der Regie

rung in Jarkata mit. In Neu 
Delhi wird mit der Möglichkeit 
gerechnet, daß Chruschtschow 
auf der Heimreise von Indo
nesien auch in Indien Station 
macht. In den westlichen Haupt
städten, vor allem in London, 
wird außerdem damit gerechnet, 
daß Chruschtschow Rotchina 
vor dem Gipfeltreffen in Paris 
einen Besuch abstatten, und eine 
Konferenz führender Politiker 
des Ostblocks nach Moskau ein
berufen wird.

Präsident Eisenhower wird 
nach Mitteilung seines Außen
ministers Herter wahrscheinlich

im Juni den Besuch des so
wjetischen Ministerpräsidenten 
Chruschtschow erwidern und in 
die Sowjetunion reisen. Neben 
der Teilnahme an der Pariser 
Gipfelkonferenz dürfte der ame
rikanische Präsident weitere 
Auslandsreisen unternehmen, die 
ihn wahrscheinlich nach Süd
amerika und möglicherweise in 
pazifische Länder führen wer
den.

Bestellte Aktionen 
gegen Bonn

Bonn (ap/dpa). Die Bundes
regierung hat in einer offiziellen 
Erklärung mitgeteilt, es lägen 
Anzeichen dafür vor, daß di© 
Schändung von Kultstätten und 
die Besudelung von Gebäuden 
„Teile einer geplanten Aktion 
sind, die die Bundesrepublik in 
den Augen der Weltöffentlich
keit diffamieren soll“ . Die deut
schen Polizeibehörden seien 
intensiv dabei, die „Drahtzieher 
dieser Aktion“ festzustellen. Der 
Weltöffentlichkeit versicherte die 
Bundesregierung, daß „nirgend
wo die Empörung über die Fre
veltaten so intensiv und allge
mein ist, wie gerade in der Bun
desrepublik“.

Vor neuen W eltraum flügen
Mosjkfttj^iap)-¿PerJehönfer ßer 

Pafes-
sor Se|bw;Aa^üoa96Q.>’,,neue 
wagemMtigg FJ&geJfi aßh Welt
raum uncr n^fe jK t^kungen" 
angekündigt.' In/einJm Artikel 
in der Parteizeitung „Prawda“ 
nennt Sedow als die nächsten 
Ziele der Wissenschaftler inter
planetarische Flüge, Flüge zu 
nahen Planeten und zur Sonne.
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Blick nach vorn
DT. Nicht nur ein neues Jahr 

i— ein neues Jahrzehnt ist zu 
begrüßen. Man möchte es be
sonders willkommen heißen, 
wenn man daran denkt, was uns 
das bisherige Jahrzehnt versagt 
hat. Und natürlich wünscht man 
dazu, daß es fortsetze und wo
möglich noch steigere, was das 
zu Ende gehende an Ansehen, 
Achtung und Besitz gebracht 
hat. Mr. Gallup hat die Ame
rikaner befragt, was sie von 
dem künftigen Jahrzehnt er
warten. Er soll erstaunt gewe
sen sein, als sie fast alle der 
Meinung waren, eine Vergröße
rung und Erweiterung jenes 
wohldotierten Friedenshaushal- 
tes, der sie heute zum wohl
habendsten Land der Welt 
macht, sei das Natürlichste. 
Glückliches Amerika, das so 
selbstsicher im Reich seiner 
Leistungen und Traditionen 
ruht. Könnten dies in gleichem 
Maße die anderen Völker wün
schen, selbst die, die mit Ame
rika im Bündnis sind?

Machen wir uns nichts vor: 
die Lust am eigenen persön
lichen Wohlstand verdunkelt in 
manchem von uns die Erkennt
nis, daß wir noch lange nicht 
fertig sind, eine große Last ab
zutragen. Das Jahr, in das wir 
jetzt hineingehen, wird aber 
den vielen, die nur die golde
nen Ränder unseres prosperie
renden Staates sehen, nüchter
nen Respekt abnötigen. Nie
mand kann sagen, ob sich der 
Kalender nach der Wendemarke 
richtet, die ein neues Jahrzehnt 
aufstellt. Doch zu erkennen, 
daß in dem ersten Jahr dieses 
neuen Jahrzehnts Probleme auf 
uns zukommen, die wir in den 
vorangegangenen Jahren ent
weder vertagen oder gar über
sehen konnten — dazu gehört 
nicht viel Prophetengabe. Wir 
werden gewiß auf unseren im
ponierenden sozialen und wirt
schaftlichen Gerüsten weiter
bauen können. Und der gute 
Geist unserer Wirtschaftsoptimi
sten wird sich nicht zu ver
düstern brauchen, sosehr wir 
auch im kommenden Jahr den 
Mut zu gesetzlichen Einschnit
ten auf sozialem und kultur
politischem Gebiet von größter 
Tragweite haben müssen. Dem 
Staat der maximalen wirtschaft
lichen Leistung und des denk

bar größten sozialen Ausgleichs 
können wir, wenn auch mit Span
nungen, im neuen Jahr noch 
ein gutes Stück weiter entgegen
kommend

Anderes aber wird unsere Bür
ger erschüttern. Es wird von 
außen kommen: von der sich 
deutlich verändernden außen
politischen Situation, also von 
der Veränderung des weltpoliti
schen Standortes Deutschlands. 
Wir geben nicht viel auf die 
Schlagworte und Phrasen, die 
zur Einschläferung der west
lichen Wachsamkeit von Zeit zu 
Zeit in der sowjetischen Küche 
gekocht werden. Doch niemand 
soll verkennen, daß die Kreml- 
Parole von der Entspannung 
diesmal aus mancherlei Gründen 
auf eine Bereitschaft auch der 
maßgebenden westlichen Völker 
und Politiker gestoßen ist. Es 
ist zweierlei, ob Eisenhower 
Entspannung sagt oder Chru
schtschow. Aber das Unglück 
will es, daß eine Menge Leute, 
Verzichtpolitiker aus Neigung 
und Beruf, lauthals davon träu
men, diesmal sei, zum ersten 
Male, Entspannung und Ent
spannung dasselbe. Wäre es so, 
dann stünde das neue Jahr für 
uns von vornherein unter einem 
günstigen Stern. Leider aber 
haben wir zu unseren vielen an
deren Sorgen als Hauptsorge für 
dieses Jahr eine neue aufgebür
det bekommen. Uns droht ein 
weltpolitisches Desinteresse
ment. Wir geraten in Gefahr, 
mit unserer Schicksalsfrage un
interessant zu werden. Der 
Wunsch nach Entspannung läßt 
an vielen Stellen der Welt das 
deutsche Problem lästig er
scheinen.

Die Spaltung Deutschlands 
bedroht den Frieden: das war 
die Erkenntnis bisher, aus der 
heraus der Westen mit dem 
Osten verhandelte, sprach, — 
oder auch das Gegenteil davon 
tat. Chruschtschows Entspan
nungs-These aber will die 
Deutschlandfrage einfrieren las
sen. Seine „Realitäten“ , zu denen 
er die Entspannungswilligen 
verpflichten will, sind die „zwei 
Staaten“ bis zum kommunisti
schen Nimmerleinstag. Er geht 
noch einen Schritt weiter. Er 
möchte die Schuld an der Un
ruhe in der Welt, die in der 
deutschen Teilung liegt, der 
stark gewordenen und sich mit

allen Rechten und Pflichten ins 
Westbündnis eingliedernden 
Bundesrepublik zuschieben. Die
sen Schritt tut er einstweilen 
freilich vorsichtig; denn er 
möchte ja die zur Entspannung 
antretenden Westmächte nicht 
von vornherein hellhörig machen. 

*
Wenn die Westmächte auch 

der Chruschtschowschen Absicht, 
das Deutschlandproblem ad acta 
zu legen, nicht tatsächlich nach- 
kommen, so gibt es doch Im
ponderabilien, die seine Politik 
begünstigen. Das amerikanische 
Wahljahr ist eines davon, und 
ein anderes der Wunsch der 
Engländer, endlich die Initial- 
Mission Macmillans vom vorigen 
Februar durch ein anderes 
Klima honoriert zu sehen. Man 
darf nicht erwarten, daß die 
westlichen Völker für die deut
sche Einheit auf die Barrikaden 
gehen. Man darf es vor allem 
dann nicht mehr, wenn sie an
fangen sollten zu erkennen, daß 
man mit den zwei deutschen 
Staaten nicht nur gut in der 
Welt leben kann, sondern wo
möglich noch einen freundwilli
gen Chruschtschow dafür ge
schenkt bekommt. Es ist natür
lich, daß die Menschen in den 
Völkern ebenso wie viele Deut
sche auf Sicherung und Meh
rung ihres Wohlstandes mehr 
bedacht sind als darauf, zu er
kennen, welche enormen Gefah
ren ihnen aus Verewigungen 
von politischen Unrechtszustän
den erwachsen.

Von den Völkern werden wir 
also je länger, je weniger Hilfe 
für unsere Aufgabe erwarten 
können. Um so mehr haben wir 
eine ungleich größere eigene 
Anstrengung dafür nötig. Wenn 
es bisher gelungen war, die 
Westmächte zu Sprechern für 
unsere Daseinsfrage zu machen, 
so war dies ein hervorragendes, 
ja, das hervorragendste Stück 
deutscher Außenpolitik. Viel
leicht haben wir nicht geglaubt, 
daß dies einmal schwerer wer
den könnte. Nun aber ist es so
weit. Der Bundeskanzler mag 
den Westmächten mit seiner in
sistierenden Beharrlichkeit oft 
lästig gefallen sein. Er wird, 
wenn die Sache Deutschlands 
nicht auf das Abstellgleis der 
Geschichte geschoben werden 
soll, bei unseren Freunden nun 
noch härter, entschlossener als 
je auf treten müssen.
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Ermutigung für Mitteldeutschland
Ton Bunde minister a. D. Jakob Kaiser

Kein Deutscher, der sich dem 
Schicksal seines Volkes verbun
den fühlt, erlebt sorglosen Sin
nes den Jahresübergang 1958/60. 
Sicherlich sehen wir mit Er
leichterung den für das kom
mende Jahr vorgesehenen poli
tischen Konferenzen entgegen; 
denn daß sie stattfinden, ist 
allein schon ein Zeichen dafür, 
daß nicht nur die Völker nach 
Entspannung verlangen, sondern 
daß die Staatsmänner der Welt 
die Notwendigkeit begreifen, 
dem Verlangen ihrer Völker mit 
positiven Versuchen zu begeg
nen. Das gilt sicherlich für die 
Staatsmänner der freien Welt, 
die stärker als die verantwort
lichen Politiker in den Diktatu
ren auf Weisung und Willen 
ihrer Völker zu achten haben. 
Aber es scheint auch für den 
verantwortlichen Mann der So
wjetunion, für Chruschtschow, 
zu gelten. Jedenfalls könnte 
man nach seinem Verhalten seit 
der Genfer Konferenz darauf 
schließen, daß es ihm mit dem 
Abbau des kalten Krieges bis 
zu einem gewissen Grade ernst 
sein könnte.

Niemand würde es mehr be
grüßen als unser Volk, wenn 
die für das Jahr 1960 vorge
sehenen Konferenzen den greif
baren Beweis erbringen würden, 
daß es mit dem Entspannungs
willen Ernst ist; denn wir sind 
uns vielleicht mehr noch als an
dere Völker des Verhängnisses 
bewußt, das hereinbrechen 
könnte, wenn der kalte Krieg 
kein Ende nähme. Aber wir 
können die Schatten nicht über
sehen, die gerade für unser 
Volk über dem Beginn des Jah
res 1960 liegen. Sicherlich ist die 
Drohung, die seit Ende 1958 für 
unsere Hauptstadt Berlin be
stand, nicht Wirklichkeit gewor
den. Westberlin ist frei geblie
ben. Stärker denn je steht es 
nach dem sowjetischen Ultima
tum als freier Teil Deutschlands 
im Bewußtsein der ganzen Welt. 
Und stärker denn je ist Berlin 
heute Rückhalt, Hoffnung und 
Ermutigung für unsere 17 Mil
lionen in Mitteldeutschland. 
Aber noch ist die Drohung vom 
November 1958 nicht zurückge- 
nommen. Und es wird aller

Härte und Entschlossenheit 
nicht nur der Berliner, nicht 
nur der Deutschen, sondern der 
gesamten freien Welt bedürfen, 
um die Freiheit Berlins für die 
Zukunft zu bewahren. Wir ver
trauen darauf, daß die freie 
Welt sich der Notwendigkeit 
bewußt ist, daß die Bewäh
rungsprobe, die Berlin bedeutet, 
bestanden wrerden muß.

Dieses Vertrauen ist vielleicht 
die einzige Ermutigung für die 
17 Millionen in Mitteldeutsch
land und für alle Deutschen, die 
sich ihrem Schicksal verbunden 
und für ihre Wiedervereinigung 
mit uns verantwortlich fühlen. 
Kurz vor dieser Jahreswende 
wurden von dem indischen Mi
nisterpräsidenten Nehru Worte 
gesprochen, die in jedem Deut
schen bitter nachklingen. Die 
Worte wurden zwar später di
plomatisch abgeschwächt, aber 
ihr Tenor, daß niemand die 
Wiedervereinigung ernstlich 
wolle, blieb bestehen. Wir wis
sen, daß im Bewußtsein der 
Völker nicht nur im Osten, son
dern auch im Westen noch man
che Hemmungen für die Wie
dervereinigung unseres Landes 
bestehen. Was in bezug auf un
ser Anliegen über Inhalt und 
mutmaßlichen Verlauf der kom
menden Konferenzen gesagt 
wurde, war nicht allzu verhei
ßungsvoll. Um so mehr sollten

Moskau/Washington (upi). Die 
Sowjetunion hat sich indirekt 
von ihrem Vorwurf distanziert, 
die USA hätten kürzlich unter
irdische Kernwaffenversuche un
ternommen und damit die still
schweigende Übereinkunft der 
Großmächte über eine Ausset
zung der Versuche gebrochen. 
Die Beschuldigung war am Mitt
woch von der parteiamtlichen 
„Prawda“ erhoben und noch am 
gleichen Abend vom US-Außen- 
ministerium mit Entschiedenheit 
zurückgewiesen worden.

Die „Prawda“ korrigierte ihre 
Beschuldigung indirekt in einem 
Interview mit Professor Fedo-

die Worte Nehrus an der Jah
reswende im Bewußtsein aller 
Deutschen stehen. Mag.man sie 
— was die Haltung unseres 
eigenen Volkes angeht — nun 
gerechtfertigt oder ungerecht
fertigt empfinden, auf jeden Fall 
sollten wrir sie als Mahnung hin
nehmen, die Sache unserer Wie
dervereinigung mit den 17 Mil
lionen in Mitteldeutschland vor 
der Welt so einig zu vertreten, 
daß man im Osten und Westen 
erkennt: Es gibt kein Auswei
chen vor dem Willen der Deut
schen, in Freiheit wieder ein 
geeintes Volk zu werden, es 
sei denn, man wolle die Gefah
ren heraufbeschwören, die eine 
gewaltsam aufrechterhaltene 
Teilung einschließt.

Wollen wir das erreichen, so 
bedarf es vor allem der Samm
lung der politischen Kräfte auf 
dieses Ziel. Wer sich den Deut
schen in der Zone lebendig ver
bunden geblieben ist, weiß, daß 
die Sammlung aller Deutschen, 
daß ihre Verständigung unter
einander über Weg und Willen 
zur Wiedervereinigung die ein
zige aber auch die dringlichste 
Ermutigung ist, die wir ihnen 
an dieser Jahreswende als Gruß 
bieten können. Wir können nur 
wünschen, daß diese Erkenntnis 
über der Jahreswende steht und 
daß sie sich im Jahr der Kon
ferenzen durchsetzt.

row, einem führenden sowje
tischen Atomexperten. Fedorow 
sprach in dem Interview von 
„einigen chemischen Explosio
nen, die Kernwaffenexplosionen 
ähneln sollten“, die in letzter 
Zeit in den USA unternommen 
worden seien.

Aus dem Interview ging zu
gleich hervor, daß die Sowjet
union bei der Genfer Atom
konferenz nicht zu einem Ent
gegenkommen gegenüber den 
Westmächten bereit ist.

„Prawda“ miß sich berichtigen
Zurücknahme der Atom-Vorwürfe gegen USA
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Berlin — Hauptstadt der deutschen Not
Kardinal Döpfner fordert Freizügigkeit — Kritik am Nihilismus in der Kunst

Berlin (Eigemneldimg). Der katholische Bischof von Berlin, 
Kardinal Döpfner, hat in seiner Silvesterpredigt in der Wilmers
dorf er St.-Budwig-Kirclie betont, über der erfreulichen Auf
wärtsentwicklung auf vielen Gebieten dürfe nicht vergessen 
werden, daß Berlin noch immer die »Hauptstadt der deutschen 
Kot“ sei.
Nachdrücklich, setzte sich der 

Kardinal für die volle Frei
zügigkeit zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands ein, weil 
dies ein wichtiger Bestandteil 
menschlicher Freiheit sei. Er 
wandte sich gegen die Behaup
tung, die Kirche fördere die 
Fluchtbewegung von Ost nach 
West. „Wie sollte sie, um von 
anderem zu schweigen, so tö
richt sein und die Schwächung 
ihrer eigenen Gemeinden wün
schen“, sagte der Bischof. Die 
Kirche werde sich aber auch 
weiterhin all derer seelsorge
risch annehmen, die den Weg 
der Flucht gewählt haben.

Ausführlich setzte sich der 
Kardinal mit dem Problem der 
Freizeit auseinander, das neben 
den sozialen Nöten besondere 
Aufmerksamkeit verdiene. Er 
warnte vor der Flucht in das 
Übermaß ständig neuer Reize 
und dem falschen Gebrauch von 
Fernsehen, Film und anderen 
geistigen Massenkonsumgütern, 
ebenso auch vor der Flucht in 
Alkohol, Nikotin und „Pan- 
sexualismus“. Der Bischof kriti
sierte den Zug zum. Nihilismus

Das Jahr 1960 wird uns vor 
große und schwere Aufgaben 
stellen. Wohl haben wir auch im 
ab gelaufenen Jahre manches er
reicht. W ir waren in ernstem 
Maße bedroht, aber wir haben 
diese bisher ernsteste Bedro
hung abwehren können. Die 
Bedrohung hat Berlin gegolten. 
Den vereinten Kräften des We
stens wird es gelingen, diesen 
sowjetischen Angriff auf die 
Freiheit Berlins zurückzuschla
gen. Berlin ist zu einem Sionbol 
der Freiheit der westlichen 
Welt geworden.

Es war alle diese Jahre hin
durch das Wesen unserer Poli
tik, das Bündnis Deutschlands 
mit den freien Nationen der

in der Kunst und bedauerte, 
daß die Theater zuwenig mo
derne, von klarer Lebens
bejahung getragene Stücke 
brächten. Von einem echten Bei
trag zur geistigen Auseinander
setzung mit der Welt und dem 
Menschenbild des dialektischen 
Materialismus könne keine Rede 
sein. Während der dialektische 
Materialismus mit allen Mitteln 
der Kunst seine Botschaft zu 
verbreiten suche, gingen im 
Westen viele so weit, daß sie 
der Kunst jede echte lebens
formende Aufgabe abstritten. 
Gerade hier, so betonte der Bi
schof, hätte Westberlin eine 
wegweisende Aufgabe.

Zu Beginn seiner Predigt 
hatte Döpfner betont, vieles, 
was er den Westberliner Katho
liken sage, gelte auch für den 
Ostteil des Bistums. „Die Kirche 
wirkt in beiden Teilen unseres 
Vaterlandes, so wie Ort und 
Stunde es fordern, doch im Wis
sen um ihre übergreifende Ver
antwortung läßt sie sich nicht 
eingrenzen und einseitig fest
legen.“

westlichen Welt durch gemein
same Arbeit und Leistung zu 
festigen. In diesem Jahre hat 
dieses Bündnis mit unseren 
Nachbarn in Europa und unse
ren amerikanischen Freunden 
einen Höhepunkt der Bewäh
rung erreicht.

In das neue Jahr gehen wir 
mit der Hoffnung, daß diese 
enge Freundschaft uns helfen 
wird, einen Teil der uns har
renden schweren Aufgaben zu 
lösen. W ir wissen zwar, daß die 
akute Bedrohung Berlins zur 
Zeit abgeschlagen ist. Doch wis
sen wir auch, daß die Gegen
seite uns keine Ruhe gönnen 
will. Darauf wollen wir uns ein
stellen, und ich glaube im Na

men aller Berliner und darüber 
hinaus aller Deutschen ausspre
chen zu dürfen, daß wir ein 
Herz und eine Seele sind, wenn 
es gilt, die Freiheit der alten 
und künftigen Hauptstadt eines 
geeinten deutschen Volkes zu 
behaupten.

Unsere westlichen Freunde 
haben sehr wohl erkannt, daß

„Einig und unbeugsam"
Zum Jahreswechsel hat der 
Regierende Bürgermeister 

B r a n d t  in einer Rundfunk- 
anspraehe das deutsche Volk 
aufgerufen, einig und unbeug
sam in dem Willen zu bleiben, 
die Einheit des Vaterlandes wie
derherzustellen. „W ir können“, 
fuhr Brandt fort, „den Blick in 
die Zukunft in der Überzeugung 
richten, daß wir auf dem rich
tigen Weg sind.“ In den folgen
den Monaten werde es darauf 
ankommen, die Erfahrungen der 
jüngsten Vergangenheit auszu
werten. Berlin habe die Krise 
des Jahres 1959 gut überstan
den. Die Welt wird die Stadt 
auch in Zukunft nicht im Stich 
lassen.

in Berlin die Freiheit der west
lichen Welt verteidigt wird. Sie 
teilen mit uns die Überzeugung, 
daß ein wahrer Friede, den wir 
alle erstreben, nur dann ver
wirklicht werden kann, wenn er 
auf den Prinzipien des Selbst
bestimmungsrechts der Völker 
beruht. Das gilt für Berlin und 
Westdeutschland ebenso wie für 
die Lösung der meisten terri
torialen und inneren Probleme, 
die heute das Verhältnis zwi
schen der freiheitlichen Welt 
und der Sowjetunion vergiften. 
So bedeutet der Kampf um die 
Freiheit aller Menschen zugleich 
ein Hingen um den ersehnten 
wirklichen Frieden, dessen die 
Welt so sehr bedarf. Wir jeden
falls, die wir die tragische Si
tuation der Spaltung unseres 
Vaterlandes täglich erleben, wer
den nie nachlassen, denen ins 
Gewissen zu reden, die diese 
Wahrheit nicht erkennen wollen. 
Bleiben wir auch im neuen Jahre 
immer der Tatsache eingedenk, 
daß die Freiheit unteilbar ist!

Unteilbare Freilielt
Ton Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer
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150000 baten um Notaufnahme
Lemmer: Manches konnte im vergangenen Jahr die Hoffnung nicht stärken

Berlin (dpa). In Rundfunkanspraehen, Artikeln und Inter
views wandten sich, zum Jahresende führende Persönlichkeiten 
des öffentlichen Bebens an die Deutschen diesseits und jenseits 
der Zonengrenze.

Die Not der Teilung sei im 
Jahre 1959 größer gewor
den, erklärte der Bundesmini
ster für gesamtdeutsche Fragen, 
Lemmer, in einer Ansprache 
über den Norddeutschen Kund
funk. „Manches ist geschehen, 
das unsere Hoffnung auf eine 
Wiederherstellung der Einheit 
unseres Vaterlandes nicht ge
rade stärken konnte.“ Es sei im 
vergangenen Jahr eine traurige 
Gewißheit geworden, daß die 
Sowjetunion nicht bereit ist, der 
mitteldeutschen Bevölkerung 
das Kecht auf Selbstbestimmung 
einzuräumen.

Das öffentliche Bewußtsein, 
daß die Wiedervereinigung not
wendig sei und notfalls in langen 
Jahren politischer Arbeit er
rungen werden müsse, sei in 
der Vergangenheit jedoch ge
ringer gewesen als heute. „Un
sere Hoffnung gilt der inter
nationalen politischen Entwick
lung“ , sagte der Minister.

Lemmer gab bekannt, daß in 
diesem Jahre mehr als 150 000 
Menschen aus der Sowjetzone 
um Notauf nähme in Westberlin 
und der Bundesrepublik nach
gesucht hätten. Insgesamt be
trüge die Zahl der Sowjetzonen
flüchtlinge bereits mehr als
2,8 Millionen Menschen. Die 
Bundesrepublik sei darauf nicht 
stolz, obgleich dieser Flücht
lingsstrom ein unübersehbares 
Plebiszit für die Freiheit sei. 
Lemmer klagte das SED-Regime 
an, mit allen Mitteln das ge
samtdeutsche Bewußtsein zu 
untergraben und die Einheit 
des Volkstums zerstören zu 
wollen.

Rechtens in Berlin
Der Bundesbevollmächtigte in 

Berlin, Dr. Vockel, erklärte, die 
Dienststellen des Bundes seien 
rechtens in Berlin und hätten 
nirgends und niemals gegen das 
Viermächtestatut von Berlin ver
stoßen. Westberlin gehöre zu
dem nicht, wie von Ostberlin 
behauptet, zum Territorium der 
sowjetischen Besatzungszone, 
sei also kein fremder Boden für 
Bundesorgane. Der Vorstoß der

Sowjets, so führte Vockel aus, 
der mit ihrer Note vom 27. No
vember 1958 begann und die 
Westmächte aus Berlin verdrän
gen wollte, sei mißglückt. Die 
Schützenhilfe des Zonenregimes 
habe in der sich oständig stei
gernden Propaganda gegen die 
Anwesenheit von Bundesbehör
den in Berlin bestanden.

Keine Wuriderlösung
Keine der internationalen Kon

ferenzen werde eine Wunder
lösung hervorzaubern, schrieb 
SPD-Vorsitzender Ollenhauer in 
einem Ausblick zur Jahreswende 
im Pressedienst seiner Partei.

Bonn (upi). Bundeskanzler 
Adenauer erklärte, zwischen der 
Bundesrepublik und der Sowjet
union werde niemals ein gutes 
Verhältnis bestehen können, so
lange Moskau die Wiedervereini
gung in Freiheit nicht zulasse. 
Trotzdem werde die Bundesre
gierung aber auch im kommen
den Jahre ihre Bemühungen 
fortsetzen, das Verhältnis zwi
schen beiden Staaten, wo es im
mer nur möglich sei, zu ver
bessern. Der Bundeskanzler un
terstrich erneut die Bedeutung, 
welche die Bundesregierung und 
der Westen einer allgemeinen 
kontrollierten Abrüstung als 
Mittel zur Erreichung einer Ent
spannung beimäßen.

In einem Interview mit der in 
Bonn erscheinenden „Politisch- 
Sozialen Korrespondenz“ zum 
Jahreswechsel verwies Adenauer 
auf die östliche Propaganda, die 
man nur noch als „Hetze“ be
zeichnen könne, und die die 
Verbesserung der Beziehungen 
zu Moskau sehr schwierig mache. 
Der Bundeskanzler betonte, die 
Bundesrepublik werde im kom
menden Jahr weiter die Unter
wanderungsversuche von seiten 
der Sowjetzone mit aller Schärfe

Die Hoffnung der Deutschen 
könne nur einem Erfolg der 
Bemühungen um Abrüstung und 
Entspannung gelten. Ollenhauer 
forderte einen eigenen deutschen 
Beitrag für eine dauerhafte und 
vertretbare Regelung der Bei*- 
linfrage und für die wenigstens 
schrittweise herbeizuführende 
Lösung der Deutschlandfrage.
„Braver Berater“

„Falls man mich um Rat an
geht, will ich immer ein braver 
Berater sein“, sagte Altbundes
präsident Heuss in einem Inter-» 
view mit dem Deutschen Fern
sehen, in dem er sich betont 
zurückhaltend über seine eigene 
Rolle in der Zukunft und über 
politische Probleme äußerte. Für 
die Innenpolitik empfahl Heuss 
mehr gegenseitige Achtung.

verhindern. Auch in der Außen
politik werde sie ihre Festig
keit gegenüber dem Osten be
wahren.

In diesem Zusammenhang be
tonte Adenauer, daß die Bun
desregierung die Bewaffnung 
der Bundeswehr keinesfalls als 
„Privatwunsch zur Erreichung 
nationaler Ziele“ betrachte. „Die 
Bundesregierung wäre froh“, 
sagte Adenauer, „wenn durch 
ein Abkommen, das die Sicher
heit für die freie Welt ebenso 
wie für die Staaten des Ostens 
schaffen würde, ein radikaler 
Abbau der Rüstung erfolgen 
könnte. Die Sowjetregierung 
weiß, daß sie nur den Voraus
setzungen für eine solche Ab
rüstung zuzustimmen braucht, 
um damit auch die Abrüstung 
der Bundesrepublik herbeizu
führen.“

Auf die innenpolitischen Fra
gen eingehend, erklärte der Re
gierungschef, wenn es gegen
wärtig überhaupt eine Gefahr 
für die Stabilität der Wirtschaft 
und Währung in der Bundes
republik gebe, dann sei sie in 
ungerechtfertigten Preis- und 
Lohnerhöhungen zu sehen.

Spaltung stört Verständigung
Ohne freie Wiedervereinigung kein gutes Verhältnis zu Moskau
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Nur In Aibau? Paris: Keine Konzessionen
Conye de Murville sprach zur Beuisclilandfrage im Parlament

B. Paris (Eigenbericht).. Außenminister Conve de Murville zog 
vor der französischen Nationalversammlung eine Bilanz der 
NATO-Konferenz und des westlichen Gipfeltreffens in Paris. 
Ohne übertriebene Hoffnungen auf das geplante Gespräch mit 
Chruschtschow zu setzen, entwickelte er doch einen maßvollen 
Optimismus. In der anschließenden Debatte der Nationalver
sammlung wurde zum Teil sehr heftige Kritik an der franzö
sischen Außenpolitik geübt.

DT. In den Ortsgruppen der 
Sowjetzonen-CDU wird, wie es 
in der kommunistischen Funk
tionärssprache heißt, „falsch 
diskutiert“. Bei den Jahres
hauptversammlungen in ver
schiedenen Zonen-Städten ist die 
Frage der Wiedervereinigung 
angeschnitten worden. Dabei 
haben sich, wie die Ostberliner 
„Neue Zeit“ gestern berichtete, 
„Parteimitglieder von wohl
klingenden Worten beeinflussen 
lassen, die man in Bonn über 
das unteilbare Deutschland ge- 
-braucht“. Am härtesten scheint 
in Eibau im sächsischen Kreis 
Löbau diskutiert worden zu 
sein. Dort hatte ein Parteimit
glied den Verständigungswillen 
des Zonenregimes aus dem ein
fachen Grunde bezweifelt, weil 
die Bundesregierung in Zonen
presse und -runöfunk dauernd 
beschimpft wird. Was sagen 
solche Äußerungen? Selbst die 
ITunktionäre des Regimes in 
Mitteldeutschland glauben Pan
kow nicht mehr, wenn es „Wie
dervereinigung“ heuchelt. Es ist 
deutlich zu erkennen, seit wann 
dieser Schock einen Teil der 
Funktionäre erfaßt hat: seit
das Regime sich zum Zeichen 
des eigenen Standes eine 
„Staatsflagge“ zugelegt hat.

Es muß sehr ernst um diese 
Stimmung stehen, denn das 
kommunistische Organ wendet 
viel Druckerschwärze auf, um 
den „lieben Freunden“ das Ge
genteil zu suggerieren. Dabei 
ereifert es sich so, daß es sich 
sogar der These des Kurato
riums Unteilbares Deutschland 
bedient, die sogenannte „DDR“ 
habe alle Tore für die verstän
digungsbereiten Kräfte aufge
macht. Wer aber, nur um seine 
Existenzberechtigung nachzu
weisen, dauernd andere ver
dächtigt und Zwischenfälle pro
voziert, kann nicht erwarten, 
als Wegbereiter der deutschen 
Einheit bezeichnet zu werden.

Wir stellen diese Besinnungs
merkmale mit Genugtuung fest. 
Die Fragen der mitteldeutschen 
Bevölkerung nach der Wieder
vereinigungwerden ebensowenig 
verstummen wie im Westen, Sü
den und Norden unseres Vater
landes. Nur die werden darauf 
keine Antwort wissen, die diese 
Einheit mit allen Kräften zu 
hintertreiben suchen — die 
Statthalter Moskaus, die zwi
schen Elbe und Oder sitzen.

Zur deutschen Frage erklärte 
der französische Außenminister: 
„Die Russen wollen Friedens
verträge mit8 zwei deutschen 
Staaten und die Bildung einer 
Freien Stadt Westberlin. Damit 
würde das kommunistische Re
gime der Ostzone gefestigt und 
die Bundesrepublik vom Westen 
losgelöst. Das würde bedeuten, 
daß das Gleichgewicht, das nach 
dem Kriege in Europa nur müh
sam wiederhergestellt werden 
konnte, zerstört würde.“ Dann 
legte der Außenminister die 
französische Haltung fest: 
„Wenn wir auch nicht die Mittel 
haben, die deutsche Frage zu 
lösen, wollen wir doch keines
wegs die Rechte für die Zu
kunft preisgeben.“

Hinsichtlich der sowjetischen 
Politik äußerte sich der Außen
minister zurückhaltend. Er 
sagte: „Wenn auch die Ent-

Moskau (dpa/upi). Der sowje
tische Ministerpräsident Chru
schtschow hat in einer Rede vor 
dem Zentralkomitee der sowje
tischen KP den Ministerpräsir 
denten und den Parteichef von 
Kasachstan, Kunajew und Bel- 
jajew, scharf kritisiert. Der so
wjetische Ministerpräsident warf 
den beiden führenden sowjeti
schen Politikern vor, durch 
schlechte Organisation den Ver
lust eines Teils der Getreide
ernte in Kasachstan, der zweit
größten Sowjetrepublik, ver
schuldet zu haben.

„Der Boden in Kasachstan 
wurde vernachlässigt“ , erklärte 
Chruschtschow. „Viel Arbeit 
wurde bei der Produktion von 
Maschinen aufgewandt sowie 
beim Pflügen der Felder, beim 
Säen und bei der Pflege des Ge
treides — und ein Teil der 
Ernte verkam. Dies konnte nur

Spannung sich auf vielen Gebie
ten äußert, so liegt doch kein 
Anlaß vor, von einem Einlenken 
der Sowjets im Sinne einer 
wirklichen Annäherung zu 
sprechen. Vielleicht wird es 
möglich sein, durch ein be
grenztes Abkommen die Berliner 
Frage zu regeln, ohne unsere 
Grundrechte aufzuheben.“

In der Debatte kritisierten 
die Abgeordneten vor allem de 
Gaulles Außenpolitik. Die Idee 
von einer „dritten Macht“, die 
de Gaulle für Europa entwickelt 
habe, laufe auf „eine Art Neu
tralismus“ hinaus, sagte der 
Abgeordnete Schumann. Indem 
die Regierung den französischen 
Nationalismus wieder belebe, 
riskiere sie auch, den Nationa
lismus in anderen Ländern wie
der zu erwecken und sabotiere 
damit den Gedanken eines poli
tisch geeinten Europas.

geschehen, weil die Arbeit 
schlecht organisiert war.“

Mit dem Gesamtergebnis der 
landwirtschaftlichen Produktion 
zeigte sich Chruschtschow je
doch zufrieden und wies darauf 
hin, daß die Vereinigten Staa
ten auf dem Gebiet der Milch
erzeugung sowie der Pro-Kopf- 
Produktion an Butter erstmals 
überholt worden seien.

Papst empfängt Adenauer
Born (upi). Bundeskanzler 

Adenauer wird am 22. Januar von 
Papst Johannes XX III. empfan
gen werden, wie am Donnerstag 
vom Vatikan bekannt wurde. 
Adenauer stattet Rom vom 19. 
bi3 22. Januar einen Besuch ab, 
um politische Gespräche mit der 
italienischen Regierung zu 
führen.

ClnscM§£li®w rügt Genessen
Ernfeverluste vor dem Zentralkomitee — „Schleckt organisiert“



Jieujalirsbotseliaften kirchlicher und weltlicher Würdenträger
Berlin (Eigenbericht/upi/dpa/ap). Bi© höchsten Würdenträger 

der christlichen Kirchen in Berlin haben am Neujahrstag an 
die Bevölkerung der zweigeteilten Stadt appelliert, voll Ver
trauen und Zuversicht in die Liebe Gottes in das neue Jahr 
zu gehen.

Die unlösliche Verbundenheit 
des Friedens mit der Freiheit 
betonte der Ratsvorsitzende der 
Evangelischen Kirche in Deutsch
land, Bischof D i b e l i u s ,  in 
seiner Neujahrspredigt in der 
Ostberliner Marienkirche. Die 
Menschen könnten nur in Frie
den miteinander leben, „und das 
ist auch das große Ziel für das 
kommende Jahr“, sagte der Bi
schof. Die Menschen müßten 
lernen, nicht nur nebeneinander, 
sondern miteinander zu leben; 
das sei nur möglich, wenn jeder 
vor der Freiheit des anderen 
Achtung hat. „Keine Macht der 
Welt hat das Recht, sich mit 
Gewalt als Herrin aufzuwerfen 
über das Fühlen und Denken 
der Menschen“, erklärte der 
Berliner Bischof weiter. Der 
andere sei eine Originalausgabe 
von dem, was Gott geschaffen 
hat, und das gelte auch von den 
Völkern. Deshalb predige die 
Kirche die Freiheit. Mit Nach
druck wandte sich Dibelius ge
gen die „ekelhaften antisemiti
schen Ausschreitungen“ in der 
Bundesrepublik, worin die „un- 
bewältigte Vergangenheit“ des 
deutschen Volkes zutage trete.

Dibelius betonte in einer An
sprache über die Berliner Rund
funksender, keine Macht der 
Welt könne ein und dasselbe 
Volk in zwei verschiedene Völ
ker aufspalten, wenn dieses 
Volk sage: wir lassen uns nicht 
auseinanderreißen. Dibelius wies 
auf die ungeheuren Umwälzun
gen hin, die über die ganze 
Erde gingen und nicht nur poli
tische, wirtschaftliche und tech
nische Veränderungen mit sich 
brächten, sondern auch Umwäl
zungen auf dem Gebiet des 
inneren Lebens der Menschen. 
Die Landkarte der christlichen 
Kirchen werde jedenfalls in 
30 Jahren völlig anders aus- 
sehen als heute. Die Christen 
sähen dieser ungeheuren Ver
schiebung nicht ohne Sorge ent
gegen. Das Scheinchristentum 
vergangener Tage könne aber 
ruhig abgeworfen werden. Die 
Kirche habe die Aufgabe, Gott

die Ehre zu geben im Vertrauen 
darauf, daß die ewigen Kräfte 
des Evangeliums sich als unzer
störbar erweisen werden — auch 
in Deutschland.

Der Christ vertraut 
Der katholische Bischof von 

Berlin, Kardinal D ö p f n e r ,  
wünschte in seiner Neujahrs
ansprache den Christen in 
Deutschland zum Jahresanfang 
gläubiges Vertrauen. Unsere 
Zeit mit der sprunghaften Ent
wicklung der Technik, mit dem 
Vorstoß ins Weltall und mit der 
Gärung in vielen Völkern trage 
unheimliche Züge. Zu ihren 
Kennzeichen gehöre auch der 
gigantische Versuch, die Welt 
gegen Gott zu gestalten und 
den Gottesglauben auszuhun
gern. In all diesen Stürmen 
bleibe der Christ innerlich ruhig 
im Vertrauen auf Gottes Wort. 
Kardinal Döpfner schloß mit 
einem besonderen Gruß an 
„jene, denen es in vielen Be
reichen verwehrt ist, als Chri
sten zu wirken“.

Appell Lemmers 
Der Bundesminister für ge

samtdeutsche Fragen, Lemmer, 
forderte das deutsche Volk in 
einer Famdfunkansprache auf, 
auch im neuen Jahr mit allen 
Kräften seine unauflösliche gei
stige und politische Einheit zu 
demonstrieren. Wenn dies nicht 
geschehe, würden die Sowjets 
nicht von ihren Versuchen ab- 
lassen, „dem deutschen Provi
sorium einen permanenten An
strich zu geben“. Es sei außer
dem notwendig, so betonte der 
Bundesminister, der sowjeti
schen Führung klarzumachen, 
daß ihre bisherigen Methoden 
auf ein totes Gleis führten und 
den Interessen Moskaus schließ
lich zuwiderliefen.

Der „Geist von Camp David“ 
wie seinerzeit auch der „Geist 
von Genf“ könnten und dürften 
weder zum Nachlassen der 
Wachsamkeit noch zur Resigna
tion führen. Abschließend ver
sicherte Lemmer, daß die Bun

desregierung auch im kommen
den Jahr keiner Berliner Lö
sung zustimmen werde, die den 
gegenwärtigen provisorischen 
Status der Stadt in irgendeiner 
Weise noch schmälere.

De Gaulle zuversichtlich
In einer Neujahrsbotschaft, 

die in scharfem Kontrast zu sei
ner „Austerity“ - Botschaft vor 
einem Jahr stand, hat Staats
präsident de G a u l l e  erklärt, 
Frankreich erlebe einen neuen 
nationalen Aufschwung und 
spiele wieder eine internationale 
Rolle auf dem Niveau, das es 
erreichen wollte. Im neuen Jahr 
wolle sich Frankreich an der 
Minderung der weltpolitischen 
Spannung beteiligen und in Er
wartung eines vereinigten Euro
pas seine Verbindungen zu den 
anderen westeuropäischen Staa
ten vertiefen.

65 v.II.  optimistisch
Allensbach / Bodensee (dpa). 

Die Deutschen in der Bundes
republik treten hoffnungsvoll in 
das neue Jahrzehnt ein, opti
mistischer als irgendwann zuvor 
in den letzten zehn Jahren. 
65 Prozent antworteten mit 
„Hoffnungen“ , als ein repräsen
tativer Querschnitt der Bevölke
rung, wie alljährlich, vom 
Allensbacher Institut für Demo
skopie gefragt wurde: „Sehen 
Sie dem neuen Jahr mit Hoff
nungen oder Befürchtungen ent
gegen?“ Nur acht Prozent haben 
Befürchtungen, der Best wollte 
sich nicht festlegen.

Pavelic gestorben
Madrid (upi). Im Alter von 70 

Jahren ist im deutschen Kran
kenhaus von Madrid der Präsi
dent des im zweiten Weltkrieg 
gegründeten „Unabhängigen 
Staates Kroatien“, Dr. Ante Pa
velic, gestorben. Von Beruf 
Rechtsanwalt, organisierte Pa
velic 1929 die kroatische Unab
hängigkeitsbewegung Ustascha 
(Aufstand) und galt als Anstif
ter des Attentats auf König 
Alexander im Jahre 1934. Das 
„Unabhängige Kroatien“, dessen 
Präsident Pavelic war, ver
schwand mit dem Ende des 
Krieges wieder,

Dibelius: Wir müssen miteinander leben»



B3XDER D ER  WOCHE. Oben: Der Zonengrenzort Schlutup leitet seinen Namen von 
dem altniederdeutschen „slut up“ her, das heißt auf Hochdeutsch „schließ auf“. Die
ser Stein steht an der Stelle, wo die Zonengrenze die Verbindung zwischen den alten 
Hansestädten Lübeck und Rostock sperrt. — XJnten: Aus dem Urwald zur Unabhän- 
gigkeitsparade waren am Neujahrstage zahlreiche Eingeborene in die Hauptstadt 

von Kamerun, Jaunde, gekommen


